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Der Bescheid vom 01.10.2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
21.11.2019 wird aufgehoben und die Beklagte verurteilt, der KlÃ¤gerin eine
WeiterbildungsprÃ¤mie von 1.500,00 EUR zu zahlen. Im Ã�brigen wird die Klage
abgewiesen. Die Beklagte hat der KlÃ¤gerin 3/5 der auÃ�ergerichtlichen Kosten zu
erstatten. GrÃ¼nde:

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt die GewÃ¤hrung einer WeiterbildungsprÃ¤mie von 2.500,00
EUR. Die KlÃ¤gerin absolvierte von 2010 bis 2013 erfolgreiche eine Ausbildung zur
Friseurin. Nachdem die Beklagte ihr unter dem 14.08.2017 einen Bildungsgutschein
nach Â§ 81 Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III) ausgestellt hatte, nahm die
KlÃ¤gerin vom 04.10.2017 bis 18.08.2019 an einer von der Beklagten als
KostentrÃ¤ger gefÃ¶rderten beruflichen RehabilitationsmaÃ�nahme an der
Berufsfachschule F-gGmbH mit dem Ziel der Weiterbildung zur Arbeitserzieherin teil
und absolvierte die staatliche AbschlussprÃ¼fung erfolgreich mit einem
Notenschnitt von 1,9. Am 01.10.2019 begann die KlÃ¤gerin nach Vortrag ihres
BevollmÃ¤chtigten mit der "Absolvierung des Anerkennungsjahrs". Unter Vorlage
des Versetzungszeugnisses vom 30.09.2018 und des Abschlusszeugnisses vom
18.09.2019 beantragte die KlÃ¤gerin die GewÃ¤hrung einer WeiterbildungsprÃ¤mie
fÃ¼r das Bestehen einer ZwischenprÃ¼fung in HÃ¶he von 1.000,00 EUR und fÃ¼r
das Bestehen einer AbschlussprÃ¼fung in HÃ¶he von 1.500,00 EUR. Mit Bescheid
vom 01.10.2019 lehnte die Beklagte den Antrag ab. FÃ¼r das Berufsbild der
Arbeitserzieherin bestehe kein Anspruch auf WeiterbildungsprÃ¤mie, weil der
Weiterbildungsberuf auf eine vorherige Berufsausbildung aufbaue. Die KlÃ¤gerin
widersprach dem mit der BegrÃ¼ndung, Klassenkammeraden hÃ¤tten ihres
Wissens die PrÃ¤mie erhalten. Auch habe ihr ein Mitarbeiter der Beklagten das
Antragsformular mit dem Hinweis gegeben, es bestehe ein Anspruch auf die
PrÃ¤mie. Mit Widerspruchsbescheid vom 21.11.2019 wies die Beklagte den
Widerspruch zurÃ¼ck. Die PrÃ¤mie erhalte nach Â§ 131a Abs. 3 SGB III, wer an
einer nach Â§ 81 SGB III gefÃ¶rderten beruflichen Weiterbildung, die zu einem
Abschluss in einem Ausbildungsberuf fÃ¼hre, teilnehme. Die KlÃ¤gerin habe eine
Umschulung zur staatlich anerkannten Arbeitserzieherin an einer Berufsfachschule
absolviert. Es handle sich nicht um eine Ausbildung in einem Ausbildungsberuf nach
dem Berufsausbildungsgesetz, denn Voraussetzung fÃ¼r die Zulassung sei in der
Regel eine abgeschlossene zweijÃ¤hrige Berufsausbildung. Der Beruf kÃ¶nne damit
nicht unmittelbar nach dem Abschluss der allgemeinbildenden Schule begonnen
werden, sondern setze eine zweijÃ¤hrige Berufsausbildung voraus. Entsprechend
werde kein Abschluss in einem Ausbildungsberuf erreicht. Hiergegen hat die
KlÃ¤gerin am 16.12.2019 Klage zum Sozialgericht (SG) Karlsruhe erhoben. Die
KlÃ¤gerin ist der Auffassung, sie habe eine Ausbildung zur Arbeitserzieherin
absolviert und somit, wie von Â§ 131a SGB III verlangt, eine Ausbildung in einem
Ausbildungsberuf abgeschlossen. Sie habe gerade keine Weiterbildung in dem von
ihr bereits abgeschlossenen Ausbildungsberuf genossen. Sie habe auch keine
Fortbildung genossen, die fÃ¼r sich genommen keinen Ausbildungsabschluss
beinhalte. Der Abschluss beinhalte die BefÃ¤higung zur Arbeitserzieherin und sei
somit ein abgeschlossener Ausbildungsberuf. Sie sei wÃ¤hrend des gesamten
Ausbildungsvorganges und auch davor von einem Mitarbeiter der Beklagten beraten
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worden. Es sei ihr nicht nur die Auszahlung der PrÃ¤mie in Aussicht gestellt,
sondern diese PrÃ¤mie konkret zugesagt worden. Die KlÃ¤gerin lÃ¤sst
sinngemÃ¤Ã� beantragen, den Bescheid der Beklagten vom 01.10.2019 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 21.11.2019 aufzuheben und die Beklagte
zu verurteilen, ihre eine WeiterbildungsprÃ¤mie in HÃ¶he von 2.500,00 EUR zu
bezahlen. Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen. Bei der Weiterbildung zum
Arbeitserzieher handele es sich um eine reine Aufstiegsfortbildung, fÃ¼r die
grundsÃ¤tzlich keine WeiterbildungsprÃ¤mie gezahlt werden kÃ¶nne. Es handle
sich um einen Weiterbildungsberuf, der bereits eine abgeschlossene, mindestens
zweijÃ¤hrige Berufsausbildung als Zugangsvoraussetzung habe. Diese Auffassung
entspreche der Weisungslage der Beklagten, eine Ã�nderung sei in absehbarer Zeit
nicht zu erwarten. Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt. Wegen der weiteren Einzelheiten
wird auf die Prozessakte nebst beigezogener Verwaltungsakte verwiesen. Diese
waren Gegenstand der Beratung und Entscheidungsfindung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

A.) Die Entscheidung konnte nach Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung ergehen, nachdem die Beteiligten einem entsprechenden
Vorgehen schriftlich zugestimmt haben. B.) Die form- und fristgerecht zum Ã¶rtlich
und sachlich zustÃ¤ndigen Sozialgericht erhobene Klage ist als kombinierte
Anfechtungs- und Leistungsklage im Sinne von Â§ 54 Abs. 1, 4 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) statthaft, weil bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen des Â§ 131a
SGB III ein Rechtsanspruch auf die PrÃ¤miengewÃ¤hrung besteht. Die Klage ist aber
nur teilweise begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat (nur) Anspruch auf GewÃ¤hrung einer
WeiterbildungsprÃ¤mie nach Â§ 131a Abs. 3 Nr. 2 SGB III in HÃ¶he von 1.500,00
EUR. Im Ã�brigen ist die Klage unbegrÃ¼ndet. I.) Eine schriftliche Zusicherung im
Sinne von Â§ 34 SGB X ist nicht ersichtlich. II.) Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, die an einer nach Â§ 81 SGB III gefÃ¶rderten beruflichen
Weiterbildung teilnehmen, die zu einem Abschluss in einem Ausbildungsberuf
fÃ¼hrt, fÃ¼r den nach bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften eine
Ausbildungsdauer von mindestens zwei Jahren festgelegt ist, erhalten nach Â§ 131a
SGB III folgende PrÃ¤mien, wenn die MaÃ�nahme vor Ablauf des 31. Dezember
2020 beginnt: 1. nach Bestehen einer in diesen Vorschriften geregelten
ZwischenprÃ¼fung eine PrÃ¤mie von 1.000,00 EUR und 2. nach Bestehen der
AbschlussprÃ¼fung eine PrÃ¤mie von 1.500,00 EUR III.) Die Weiterbildung hat auch
zu einem Abschluss in einem Ausbildungsberuf gefÃ¼hrt, fÃ¼r den nach bundes-
oder landesrechtlichen Vorschriften eine Ausbildungsdauer von mindestens zwei
Jahren festgelegt ist. 1.) Die Ausbildung zur Arbeitserzieherin ist in der Verordnung
des Sozialministeriums Ã¼ber die Ausbildung und PrÃ¼fung an Berufsfachschulen
fÃ¼r Arbeitserziehung (Ausbildungs- und PrÃ¼fungsverordnung Arbeitserziehung
â�� APrOArbErz) vom 18. Juli 2017 geregelt. Nach dessen Â§ 2 Abs. 1 S. 1
APrOArbErz dauert die Schulausbildung in Vollzeit zwei Jahre und bei
Teilzeitausbildung drei Jahre. Sie besteht nach Â§ 2 Abs. 1 S. 2 APrOArbErz aus
theoretischem und praktischem Unterricht im Umfang von mindestens 1800
Stunden und mindestens 600 Stunden angeleiteter Fachpraxis in einer geeigneten
Praxiseinrichtung. Die schulische Ausbildung endet nach Â§ 2 Abs. 2 APrOArbErz mit
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einer staatlichen AbschlussprÃ¼fung (Â§ 10ff, 30 Abs. 1 Nr. 1 APrOArbErz). Diese
umfasst nach Â§ 10 Abs. 1 APrOArbErz einen theoretischen (zwei schriftliche
PrÃ¼fungsarbeiten unter Klausurbedingungen und eine mÃ¼ndliche PrÃ¼fung) und
einen fachpraktischen Teil (schriftliche Ausarbeitung und eine fachpraktische
DurchfÃ¼hrung einschlieÃ�lich Reflexion, die in einer geeigneten Einrichtung nach
Â§ 1 Absatz 2 stattfinden soll). Im Anschluss an die schulische Ausbildung ist nach
Â§ 2 Abs. 3 APrOArbErz ein Berufspraktikum in einer geeigneten Praxiseinrichtung
abzuleisten, wobei dieses ein Jahr dauert und mindestens 1400 Stunden umfasst.
Am Ende des Berufspraktikums wird ein Kolloquium (Â§ 27 APrOArbErz)
durchgefÃ¼hrt, in dem geprÃ¼ft wird, ob die in der theoretischen und angeleiteten
fachpraktischen Ausbildung und im Berufspraktikum vermittelten Kenntnisse und
Fertigkeiten in der Arbeitserziehung in der praktischen Arbeit angewendet werden
kÃ¶nnen und die erforderlichen Fach- und Verwaltungskenntnisse fÃ¼r die
TÃ¤tigkeit als Arbeitserzieherin oder Arbeitserzieher vorliegen. Die FÃ¼hrung der
Berufsbezeichnung "Staatlich anerkannte Arbeitserzieherin" bedarf nach Â§ 29 Abs.
1 S. 1 APrOArbErz der Erlaubnis. Diese ist nach Â§ 30 Abs. 1 APrOArbErz auf Antrag
zu erteilen, wenn die antragstellende Person (1) die staatliche AbschlussprÃ¼fung
(sic) bestanden, (2) sich in einem Berufspraktikum bewÃ¤hrt, (3) das Kolloquium
bestanden hat, (4) sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus dem sich
die UnzuverlÃ¤ssigkeit zur AusÃ¼bung des Berufs ergibt, (5) in gesundheitlicher
Hinsicht zur AusÃ¼bung des Berufs geeignet ist und (6) Ã¼ber die fÃ¼r die
AusÃ¼bung des Berufs erforderlichen deutschen Sprachkenntnisse verfÃ¼gt und
dies in geeigneter Weise nachweist. 2.) Der Beruf der staatlich anerkannten
Arbeitserzieherin bzw. des staatlich anerkannten Arbeitserziehers ist mit Blick
hierauf auch vom Bundesinstitut fÃ¼r Berufsbildung in der Bekanntmachung des
Verzeichnisses der anerkannten Ausbildungsberufe und des Verzeichnisses der
zustÃ¤ndigen Stellen vom 25. August 2020 unter Ziff. 2.2.2. (Landesrechtlich
geregelte Berufe im Gesundheits- und Sozialwesen sowie sozialpflegerische und
sozialpÃ¤dagogische) unter Nr. 5 ausdrÃ¼cklich aufgefÃ¼hrt. III.) Die KlÃ¤gerin hat
auch an einer nach Â§ 81 SGB III gefÃ¶rderten beruflichen Weiterbildung
teilgenommen 1.) Die Beklagte hat unter dem 14.08.2017 einen entsprechenden
Bildungsgutschein ausgestellt und die Kosten fÃ¼r die MaÃ�nahme getragen. 2.)
Die von der Beklagten gewÃ¤hlte Auslegung des Begriffs der "nach Â§ 81
gefÃ¶rderten beruflichen Weiterbildung" (sofern man ihn Ã¼berhaupt als
unbestimmten Rechtsbegriff ansehen will und nicht ausschlieÃ�lich von einer
Verweisung auf den Anwendungsbereich einer anderen Vorschrift ausgeht)
dahingehend, dass eine FÃ¶rderung bei bereits bestehendem Berufsabschluss
ausgeschlossen oder eine Weiterbildung als "Aufstiegsweiterbildung" nicht erfasst
wÃ¤re, ist nicht mit geltendem Recht zu vereinbaren. Eine solche Auslegung
verstÃ¶Ã�t gegen Wortlaut, Systematik und Sinn und Zweck von Â§ 131 Abs. 3 SGB
III. a.) Zu beachten ist zunÃ¤chst, dass der in Â§ 81 SGB III und Â§ 131a Abs. 3 SGB
III verwendete Begriff "berufliche Weiterbildung" bereits vom einfachen
WortverstÃ¤ndnis her auch die Erlangung einer hÃ¶heren Qualifikation mitumfasst.
Systematisch verdeutlicht Â§ 180 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 SGB III ("erweitert") dieses
VerstÃ¤ndnis. b.) Zu beachten ist ferner, dass Â§ 81 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Alt. 3 SGB III in
der bis zum 28.05.2020 geltenden Fassung (a.F.) noch wie folgt formuliert war:
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer kÃ¶nnen bei beruflicher Weiterbildung durch
Ã�bernahme der Weiterbildungskosten gefÃ¶rdert werden, wenn 1. die
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Weiterbildung notwendig ist, um sie bei Arbeitslosigkeit beruflich einzugliedern (Alt.
1) eine ihnen drohende Arbeitslosigkeit abzuwenden (Alt. 2) oder weil bei ihnen
wegen fehlenden Berufsabschlusses die Notwendigkeit der Weiterbildung anerkannt
ist (Alt. 3), 2. die Agentur fÃ¼r Arbeit sie vor Beginn der Teilnahme beraten hat und
3. die MaÃ�nahme und der TrÃ¤ger der MaÃ�nahme fÃ¼r die FÃ¶rderung
zugelassen sind. Erst die ab dem 20.05.2020 geltenden Fassung (n.F.) des Gesetzes
zur FÃ¶rderung der beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und zur
Weiterentwicklung der ArbeitsfÃ¶rderung vom 20.05.2020 (BGBl I 2020, 1044)
lautet nur noch: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer kÃ¶nnen bei beruflicher
Weiterbildung durch Ã�bernahme der Weiterbildungskosten gefÃ¶rdert werden,
wenn 1. die Weiterbildung notwendig ist, um sie bei Arbeitslosigkeit beruflich
einzugliedern (Alt. 1) oder eine ihnen drohende Arbeitslosigkeit abzuwenden (Alt.
2), 2. die Agentur fÃ¼r Arbeit sie vor Beginn der Teilnahme beraten hat und 3. die
MaÃ�nahme und der TrÃ¤ger der MaÃ�nahme fÃ¼r die FÃ¶rderung zugelassen
sind." Grundlage fÃ¼r die Ã�nderung war nach der GesetzesbegrÃ¼ndung
(BT-Drucks. 19/17740 â�� Seite 39 zu Nr. 13a und b), dass die Voraussetzungen
fÃ¼r eine FÃ¶rderung des Nachholens eines Berufsabschlusses (bis dahin in Â§ 81
Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Alt. 3 SGB III a. F geregelt) zusammenfassend im neuen Absatz 2
der Vorschrift geregelt werden sollten. Soweit der Gesetzgeber Â§ 81 Abs. 1 S. 1 Nr.
1 Alt. 1 und Alt. 2 unverÃ¤ndert gelassen hat, bestehen damit keine vernÃ¼nftigen
Zweifel daran, dass diese auch (weiterhin) FÃ¤lle erfassen, in denen bereits ein
Berufsabschluss besteht, weil die FÃ¤lle ohne Berufsausbildung nun Â§ 81 Abs. 2
n.F. SGB III unterfallen sollen. c.) Nachdem die PrÃ¤mie des Â§ 131a Abs. 3 SGB III
tatbestandlich (lediglich) voraussetzt, dass "an einer nach Â§ 81 SGB III
gefÃ¶rderten beruflichen Weiterbildung" teilgenommen wird, ohne eine
EinschrÃ¤nkung auf Â§ 81 Abs. 1 S. 1 Alt. 3 SGB III a.F. oder Â§ 81 Abs. 2 SGB III n.F.
zu enthalten, lÃ¤sst sich die Argumentation der Beklagten, Personen mit bereits
erfolgreich absolviertem Berufsabschluss wÃ¼rden nicht erfasst, weder vom
Wortlaut des Â§ 131a Abs. 3 SGB III i.V.m. Â§ 81 SGB III, noch systematisch
nachvollziehen. Dass der Gesetzgeber Â§ 81 SGB III erst kÃ¼rzlich durch das Gesetz
zur FÃ¶rderung der beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und zur
Weiterentwicklung der ArbeitsfÃ¶rderung vom 20.05.2020 systematisch
umstrukturiert hat, ohne gleichzeitig bei Â§ 131a Abs. 3 SGB III flankierende
EinschrÃ¤nkungen vorzunehmen, spricht zusÃ¤tzlich gegen das VerstÃ¤ndnis der
Beklagten. d.) Nachdem Â§ 131a Abs. 3 SGB III seit seiner EinfÃ¼hrung im
Wesentlichen (lediglich der erforderliche Beginn der MaÃ�nahme wurde zeitlich
nach hinten verschoben von 2020 auf 2023) unverÃ¤ndert geblieben ist, muss auch
die GesetzesbegrÃ¼ndung zu dieser Vorschrift in den Blick genommen werden (BT-
Drucksache 65/16, Seite 24f), welche wie folgt lautet: Die Teilnahme an einer
mehrjÃ¤hrigen, abschlussbezogenen Weiterbildung stellt fÃ¼r erwachsene
Teilnehmerinnen und Teilnehmer hohe Anforderungen an Motivation und
DurchhaltevermÃ¶gen. Dies gilt fÃ¼r Arbeitslose, aber insbesondere auch fÃ¼r
beschÃ¤ftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Betreuungs- und
Familienpflichten. Mit der EinfÃ¼hrung von ErfolgsprÃ¤mien fÃ¼r das Bestehen
einer durch Gesetz oder Verordnung geregelten ZwischenprÃ¼fung und der
AbschlussprÃ¼fung soll die Motivation erhÃ¶ht werden, eine von Agenturen fÃ¼r
Arbeit gefÃ¶rderte abschlussbezogene berufliche Weiterbildung aufzunehmen,
durchzuhalten und erfolgreich abzuschlieÃ�en. Die PrÃ¤mienzahlung honoriert
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damit Lernbereitschaft und DurchhaltevermÃ¶gen der Teilnehmenden. Die
PrÃ¤mien sind nach Â§ 11a SGB II nicht als Einkommen zu berÃ¼cksichtigen. Zwar
sind UmschÃ¼lerinnen und UmschÃ¼ler nach dem Berufsbildungsgesetz
beziehungsweise der Handwerksordnung nicht verpflichtet, an einer
ZwischenprÃ¼fung teilzunehmen. Die Teilnahme kann aber gleichwohl Bestandteil
des Weiterbildungs- beziehungsweise Umschulungsvertrages sein und damit den
bisherigen Leistungsstand dokumentieren. FÃ¼r trÃ¤gerinterne
LeistungsÃ¼berprÃ¼fungen finden die PrÃ¤mienregelungen keine Anwendung. Bei
Ausbildungsberufen mit gestreckter AbschlussprÃ¼fung wird der erste Teil der
AbschlussprÃ¼fung der ZwischenprÃ¼fung gleichgestellt. Die Regelung gilt nach Â§
444a Absatz 2 fÃ¼r abschlussbezogene berufliche Weiterbildungen, die nach dem
31. Juli 2016 beginnen. Soweit die GesetzesbegrÃ¼ndung "UmschÃ¼lerinnen und
UmschÃ¼ler" als PrÃ¤mienempfÃ¤nger adressiert, bei denen nach Â§ 48 Abs. 2 Nr.
2 Berufsbildungsgesetz (BBiG) eine ZwischenprÃ¼fung entfÃ¤llt, weil eine
abgeschlossene Berufsausbildung im Umfang von mindestens zwei Jahren
anzurechnen ist, verdeutlicht dies abermals, dass Personen mit Vorliegen einer
abgeschlossenen Berufsausbildung nach der Intention des Gesetzgebers nicht
grundsÃ¤tzlich von einer PrÃ¤mie ausgeschlossen seien sollten. Die Klarstellung,
dass eine PrÃ¤mie an diese UmschÃ¼ler unter gewissen UmstÃ¤nden zu
gewÃ¤hren seien kann, belegt vielmehr das Gegenteilt. Soweit die
GesetzesbegrÃ¼ndung festhÃ¤lt, dass abschlussbezogene "Weiterbildungen" hohe
Anforderungen an Motivation und DurchhaltevermÃ¶gen stellen, ist klargestellt,
dass eben nicht nur die Erlangung eines erstmaligen Berufsabschlusses oder die
Erlangung eines gleichwertigen Abschlusses in einem anderen Bereich
(Umschulung) nach Â§ 131 Abs. 3 SGB III prÃ¤mienfÃ¤hig sind, sondern gerade
auch die Erweiterung beruflicher Kenntnisse im Sinne von Â§ 180 Abs. 2 S. 1 Nr. 1
SGB III und der damit einhergehende hÃ¶here Abschluss im Sinne einer
Aufstiegsweiterbildung. V.) Die KlÃ¤gerin hat auch eine AbschlussprÃ¼fung
bestanden. Nach Â§ 30 Abs. 1 Nr. 1 APrOArbErz stellt die erfolgreich absolvierte
staatliche PrÃ¼fung ausdrÃ¼cklich eine "AbschlussprÃ¼fung" dar. Dass die nach
Â§ 30 Abs. 1 APrOArbErz erforderliche Erlaubnis zur FÃ¼hrung der
Berufsbezeichnung "Staatlich anerkannte Arbeitserzieherin" als weitere
Voraussetzung das (anschlieÃ�ende) Absolvieren eines Berufspraktikums mit
erfolgreich bestandenem Kolloquium voraussetzt, fÃ¼hrt nicht zu einer anderen
Bewertung. Insoweit kann die KlÃ¤gerin die AbschlussprÃ¤mie von 1.500,00 EUR
nach Â§ 131a Abs. 3 Nr. 2 SGB III beanspruchen. VI.) Die KlÃ¤gerin hat jedoch
keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer PrÃ¤mie nach Â§ 131a Abs. 3 Nr. 1 SGB III.
Die APrOArbErz sieht weder eine gestreckte AbschlussprÃ¼fung in zwei Teilen
gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 2 Nr. 1, Â§ 5 Abs. 2 Nr. 2 BBiG, noch eine ZwischenprÃ¼fung
im Sinne von Â§ 48 BBiG vor. Grund hierfÃ¼r dÃ¼rfte sein, dass zwingende
Aufnahmevoraussetzung nach Â§ 7 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 APrOArbErz eine
abgeschlossene mindestens zweijÃ¤hrige Berufsausbildung ist, so dass in
(zumindest entsprechender) Anwendung von Â§ 48 Abs. 2 Nr. 2 BBiG auf eine
ZwischenprÃ¼fung bzw. die gleichwertige gestreckte AbschlussprÃ¼fung verzichtet
werden kann. Entsprechend steht der KlÃ¤gerin eine PrÃ¤mie nach Â§ 131 Abs. 3
Nr. 1 SGB III nicht zu. Zu diesem Ergebnis muss auch das Landessozialgericht Baden-
WÃ¼rttemberg (Urteil vom 12. November 2019 â�� L 13 AL 142/19 â��, juris)
gelangen, wenn es die PrÃ¤mie nach Â§ 131 Abs. 3 Nr. 1 SGB III ausschlieÃ�lich
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dann einrÃ¤umen will, wenn die Ausbildungsordnung eine ZwischenprÃ¼fung
ausdrÃ¼cklich vorsieht. Ob dem dort postulierten Ausschluss einer PrÃ¤mie bei
gestreckter AbschlussprÃ¼fung gefolgt werden kann oder ob der eindeutigen
GesetzesbegrÃ¼ndung (Sinn und Zweck) gegenÃ¼ber dem wohl lediglich
vermeintlich entgegenstehenden Wortlaut auch mit Blick auf systematische
ErwÃ¤gungen (eine gestreckte AbschlussprÃ¼fung steht einer ZwischenprÃ¼fung
im Ergebnis gleich, vgl. Â§ 48 Abs. 2 Nr. 1, Â§ 5 Abs. 2 Nr. 2 BBiG) den Vorrang
einzurÃ¤umen ist, kann vorliegend dahinstehen, weil eine gestreckte
AbschlussprÃ¼fung gerade nicht vorgesehen ist. Die Kammer ist aufgrund des
eindeutigen Wortlauts von Â§ 30 Abs. 1 Nr. 1 APrOArbErz auch davon Ã¼berzeugt,
dass die AbschlussprÃ¼fung nicht etwa als ZwischenprÃ¼fung im Sinne von Â§
131a Abs. 3 Nr. 1 SGB III verstanden und das spÃ¤tere Kolloquium bzw.
EinverstÃ¤ndnis zum FÃ¼hren der Berufsbezeichnung als Abschluss im Sinne von 
Â§ 131a Abs. 3 Nr. 2 SGB III gewertet werden kann. C.) Die Kostenentscheidung
beruht auf Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt das VerhÃ¤ltnis von Obsiegen und
Unterliegen.

Erstellt am: 10.02.2021

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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